
Ablauf der Referendumsfrist: 15. Februar 2017

Für das Referendum sind 3000 Unterschriften von Stimmberechtigten 

oder Begehren von 21 Gemeinden erforderlich.

Nr. 620

Steuergesetz

Änderung vom 12. Dezember 2016*

Der Kantonsrat des Kantons Luzern,

nach Einsicht in die Botschaft des Regierungsrates vom 6. September 20161,

beschliesst:

I.

Das Steuergesetz vom 22. November 19992 wird wie folgt geändert:

§ 10 Unterabsatz b

Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz
sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie
b. als Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung von juristischen  Per -

sonen mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantiemen, Sitzungsgelder, feste
 Entschädigungen, geldwerte Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen oder ähnliche
Vergütungen beziehen,

§ 21 Absätze 1, 2, 3, 6 sowie 7 (neu)

1Natürliche Personen haben das Recht, anstelle der Einkommens- und Vermögens-
steuer eine Steuer nach dem Aufwand zu entrichten, wenn sie
a. nicht das Schweizer Bürgerrecht besitzen,
b. erstmals oder nach mindestens zehnjähriger Unterbrechung unbeschränkt

 steuerpflichtig (§ 8) sind und
c. in der Schweiz keine Erwerbstätigkeit ausüben.
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2Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, müssen beide
die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllen.
3Die Steuer, die an die Stelle der Einkommenssteuer tritt, wird nach den jährlichen,
in der Bemessungsperiode im In- und Ausland entstandenen Lebenshaltungskosten
der steuerpflichtigen Person und der von ihr unterhaltenen Personen, mindestens
aber nach dem höchsten der folgenden Beträge bemessen:
a. 600 000 Franken,
b. für Steuerpflichtige mit eigenem Haushalt: dem Siebenfachen des jährlichen

Mietzinses oder des Mietwerts (100%) nach § 28 Absätze 2 und 3,
c. für die übrigen Steuerpflichtigen: dem Dreifachen des jährlichen Pensionspreises

für Unterkunft und Verpflegung am Ort des Aufenthalts nach § 8.
6Werden Einkünfte aus einem Staat nur dann von dessen Steuern entlastet, wenn
die Schweiz diese Einkünfte allein oder mit anderen Einkünften zum Satz des
 Gesamteinkommens besteuert, wird die Steuer nicht nur nach den in Absatz 5 be-
zeichneten Einkünften, sondern auch nach allen aufgrund des betreffenden Doppel-
besteuerungsabkommens der Schweiz zugewiesenen Einkommensbestandteilen aus
dem Quellenstaat bemessen.
7Der Regierungsrat passt den Betrag nach Absatz 3a an den Landesindex der Kon-
sumentenpreise an. § 61 Absatz 2 gilt sinngemäss.

§ 24 Absätze 1 sowie 3 (neu)

1Steuerbar sind alle Einkünfte aus einem privatrechtlichen oder öffentlich- recht -
lichen Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Nebeneinkünfte wie Entschädigungen
für Sonderleistungen, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke,
Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte Vorteile aus Mitarbeiterbeteili-
gungen und andere geldwerte Vorteile.
3Die von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern getragenen Kosten der  berufs -
orientierten Aus- und Weiterbildung einschliesslich Umschulungskosten stellen
 unabhängig von deren Höhe keinen anderen geldwerten Vorteil im Sinne von 
Absatz 1 dar.

§ 24a (neu)

Mitarbeiterbeteiligungen

1Als echte Mitarbeiterbeteiligungen gelten:
a. Aktien, Genussscheine, Partizipationsscheine, Genossenschaftsanteile oder Be-

teiligungen anderer Art, die die Arbeitgeberin, deren Muttergesellschaft oder
eine andere Konzerngesellschaft den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern abgibt,

b. Optionen auf den Erwerb von Beteiligungen nach Absatz 1a.
2Als unechte Mitarbeiterbeteiligung gelten Anwartschaften auf blosse  Bargeld -
abfindungen.
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§ 24b (neu)

Einkünfte aus echten Mitarbeiterbeteiligungen

1Geldwerte Vorteile aus echten Mitarbeiterbeteiligungen, ausser aus gesperrten
oder nicht börsenkotierten Optionen, sind im Zeitpunkt des Erwerbs als Einkom-
men aus unselbständiger Erwerbstätigkeit steuerbar. Die steuerbare Leistung ent-
spricht deren Verkehrswert vermindert um einen allfälligen Erwerbspreis.
2Bei Mitarbeiteraktien sind für die Berechnung der steuerbaren Leistung  Sperr -
fristen mit einem Diskont von 6 Prozent pro Sperrjahr auf deren Verkehrswert zu
berücksichtigen. Dieser Diskont gilt längstens für zehn Jahre.
3Geldwerte Vorteile aus gesperrten oder nicht börsenkotierten Mitarbeiteroptionen
werden im Zeitpunkt der Ausübung besteuert. Die steuerbare Leistung entspricht
dem Verkehrswert der Aktie bei Ausübung vermindert um den Ausübungspreis.

§ 24c (neu)

Einkünfte aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen

Geldwerte Vorteile aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen sind im Zeitpunkt ihres
Zuflusses steuerbar.

§ 24d (neu)

Anteilsmässige Besteuerung

Hatte die steuerpflichtige Person nicht während der gesamten Zeitspanne zwischen
Erwerb und Entstehen des Ausübungsrechts der gesperrten Mitarbeiteroptionen 
(§ 24b Abs. 3) steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz, werden
die geldwerten Vorteile daraus anteilsmässig im Verhältnis zwischen der gesamten
zu der in der Schweiz verbrachten Zeitspanne besteuert.

§ 31 Unterabsätze l und m (neu)

Steuerfrei sind
l. der Sold der Milizfeuerwehrleute für Dienstleistungen im Zusammenhang mit

der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr (Übungen, Pikettdienste, Kurse,
Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, Brandbekämpfung, allgemeinen
Schadenabwehr, Elementarschadenbewältigung und dergleichen) bis zum Be-
trag von jährlich 5000 Franken; ausgenommen sind Pauschalzulagen für Kader,
Funktionszulagen sowie Entschädigungen für administrative Arbeiten und für
Dienstleistungen, welche die Feuerwehr freiwillig erbringt,

m. die einzelnen Gewinne aus einer Lotterie oder einer lotterieähnlichen Veranstal-
tung bis zu einem Betrag von 1000 Franken.

§ 33 Absätze 1c und d

1Als Berufskosten werden abgezogen:
c. die übrigen für die Ausübung des Berufs erforderlichen Kosten, § 40 Absatz 1m

bleibt vorbehalten.
Absatz 1d wird aufgehoben.
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§ 34 Absatz 2e (neu)

2Dazu gehören insbesondere
e. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-

schulungskosten, des eigenen Personals. 

§ 35 Absatz 1

1Geschäftsmässig begründete Abschreibungen von Aktiven sind zulässig, soweit 
sie buchmässig oder, bei vereinfachter Buchführung nach Artikel 957 Absatz 2 des
Obligationenrechts, in besonderen Abschreibungstabellen ausgewiesen sind.

§ 40 Absätze 1i und k sowie 1m und 3 (neu)

1Von den Einkünften werden abgezogen:
i. die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten an juristi-

sche Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentlichen oder
gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 70 Abs. 1h), wenn
diese Leistungen in der Steuerperiode 100 Franken erreichen und insgesamt 
20 Prozent der um die Aufwendungen nach den §§ 33–40 Absatz 1g verminderten
steuerbaren Einkünfte nicht übersteigen; im gleichen Umfang abzugsfähig sind
entsprechende freiwillige Leistungen an Bund, Kanton, Gemeinden und deren
Anstalten (§ 70 Abs. 1 a–d); der Regierungsrat kann bei Vorliegen  eines  erheb -
lichen öffentlichen Interesses einen höheren Abzug bewilligen für Zuwendungen
an juristische Personen, die in beträchtlichem Mass durch den Kanton oder die
Gemeinden unterstützt werden,

k. die Mitgliederbeiträge und Zuwendungen bis zum Gesamtbetrag von 5300 Fran-
ken an politische Parteien, die
1. im Parteienregister nach Artikel 76a des Bundesgesetzes vom 17. Dezember

1976 über die politischen Rechte3 eingetragen sind,
2. in einem kantonalen Parlament vertreten sind,
3. in einem Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlaments mindes -

tens 3 Prozent der Stimmen erreicht haben.
m. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der

Umschulungskosten, bis zum Gesamtbetrag von 12 000 Franken, sofern:
1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt, oder
2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten

bis zum ersten Abschluss auf Sekundarstufe II handelt.
3Von den einzelnen Gewinnen aus Lotterien oder lotterieähnlichen Veranstaltungen
werden 5 Prozent, jedoch höchstens 5000 Franken, als Einsatzkosten abgezogen.

§ 41 Unterabsatz b 

wird aufgehoben.
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§ 48a (neu)

Mitarbeiterbeteiligungen

1Mitarbeiterbeteiligungen nach § 24b Absatz 1 sind zum Verkehrswert einzusetzen.
Allfällige Sperrfristen sind angemessen zu berücksichtigen.
2Mitarbeiterbeteiligungen nach den §§ 24b Absatz 3 und 24c sind bei Zuteilung
ohne Steuerwert zu deklarieren.

§ 70 Absatz 1l 

1Von der Steuerpflicht sind befreit: 
l. die vom Bund konzessionierten Verkehrs- und Infrastrukturunternehmen, die

für diese Tätigkeit Abgeltungen erhalten oder aufgrund ihrer Konzession einen
ganzjährigen Betrieb von nationaler Bedeutung aufrecht erhalten müssen; die
Steuerbefreiung erstreckt sich auch auf Gewinne aus der konzessionierten Tätig-
keit, die frei verfügbar sind; von der Steuerbefreiung ausgenommen sind jedoch
Nebenbetriebe und Liegenschaften, die keine notwendige Beziehung zur kon-
zessionierten Tätigkeit haben,

§ 73 Absatz 1c sowie d (neu) 

1Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch
c. die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten bis zu 

20 Prozent des Reingewinns an juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die
im Hinblick auf ihre öffentlichen oder gemeinnützigen Zwecke von der Steuer-
pflicht befreit sind (§ 70 Abs. 1h), sowie an Bund, Kanton, Gemeinden und deren
Anstalten (§ 70 Abs. 1 a–d); der Regierungsrat kann bei Vorliegen eines  erheb -
lichen öffentlichen Interesses einen höheren Abzug bewilligen für Zuwendungen
an juristische Personen, die in beträchtlichem Mass durch den Kanton oder die
Gemeinden unterstützt werden,

d. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

§ 76 Absatz 1 

1Geschäftsmässig begründete Abschreibungen von Aktiven sind zulässig, soweit 
sie buchmässig oder, bei vereinfachter Buchführung nach Artikel 957 Absatz 2 des
Obligationenrechts, in besonderen Abschreibungstabellen ausgewiesen sind.

§ 87 Absatz 2 

2Gewinne bis höchstens 20 000 Franken werden nicht besteuert.

§ 87a (neu)

Juristische Personen mit ideellen Zwecken

Gewinne von juristischen Personen mit ideellen Zwecken werden nicht besteuert,
sofern sie höchstens 20 000 Franken betragen und ausschliesslich und unwiderruflich
diesen Zwecken gewidmet sind.
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§ 93 Absatz 3 (neu)

3Eigenkapital unter 100 000 Franken von juristischen Personen mit ideellen
Zwecken wird nicht besteuert, sofern es ausschliesslich und unwiderruflich diesen
Zwecken gewidmet ist.

§ 102 Absatz 2a 

2Steuerbar sind
a. alle Einkünfte aus einem Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Nebeneinkünfte

wie Entschädigungen für Sonderleistungen, Provisionen, Zulagen, Dienstalters-
und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte
Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen und andere geldwerte Vorteile,

§ 103 Absatz 4 

4Der Steuerabzug umfasst die Staats- und Gemeindesteuern. Massgebend für die
Staatssteuern sind die Steuereinheiten im Kalenderjahr, das dem Steuerjahr voraus-
geht. Die Gemeindesteuern berechnen sich nach dem gewogenen Mittel der Ge-
meindesteuern im Kalenderjahr, das dem Steuerjahr vorausgeht.

§ 106 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

Im Ausland wohnhafte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die hier für kurze
Dauer, als Grenzgängerinnen, Grenzgänger, Wochenaufenthalterinnen,  Wochen -
aufenthalter oder als leitende Angestellte für eine Arbeitgeberin oder einen Arbeit-
geber mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Luzern erwerbstätig sind, unterliegen
für ihr Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit sowie für die an dessen
Stelle tretenden Ersatzeinkünfte einem Steuerabzug an der Quelle nach Massgabe
der §§ 101–105.

§ 109 Organe juristischer Personen 

1 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung 
von juristischen Personen mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung im Kanton sind 
für die ihnen ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgelder, festen Entschädigungen,
Mitarbeiterbeteiligungen und ähnlichen Vergütungen steuerpflichtig.
2 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung von
ausländischen Unternehmungen, welche im Kanton Betriebsstätten unterhalten,
sind für die ihnen zulasten dieser Betriebsstätten ausgerichteten Tantiemen, Sitzungs-
gelder, festen Entschädigungen, Mitarbeiterbeteiligungen und ähnlichen Vergütun-
gen steuerpflichtig.
3Die Steuer beträgt 20 Prozent der steuerbaren Einkünfte. Als steuerbare Einkünfte
gelten die Bruttoeinkünfte, einschliesslich aller Zulagen und Nebenbezüge. Dazu
gehören auch die Entschädigungen, die nicht der steuerpflichtigen Person selber,
sondern einer Drittperson zufliessen.
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§ 111a (neu)

Empfängerinnen und Empfänger von Mitarbeiterbeteiligungen

1Personen, die im Zeitpunkt des Zuflusses von geldwerten Vorteilen aus gesperrten
Mitarbeiteroptionen (§ 24b Abs. 3) im Ausland wohnhaft sind, werden für den geld-
werten Vorteil anteilsmässig nach § 24d steuerpflichtig.
2Die Steuer beträgt 20 Prozent des geldwerten Vorteils.

§ 112 Begriffsbestimmung 

Als im Ausland wohnhafte Steuerpflichtige nach den §§ 106–111a gelten natürliche
Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz und
 juristische Personen ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der Schweiz.

§ 114 Absatz 1e (neu) 

Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung ist verpflichtet,
 sämtliche zur richtigen Steuererhebung erforderlichen Massnahmen zu treffen,
 insbesondere
e. die anteilsmässigen Steuern auf im Ausland ausgeübten Mitarbeiteroptionen zu

entrichten; die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber schuldet die anteilsmässige
Steuer auch dann, wenn der geldwerte Vorteil von einer ausländischen Konzern-
gesellschaft ausgerichtet wird.

§ 146 Absatz 2 

2Natürliche Personen mit Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit und juris -
tische Personen müssen der Steuererklärung beilegen:
a. die unterzeichneten Jahresrechnungen (Bilanzen, Erfolgsrechnungen) der

 Steuerperiode oder
b. bei vereinfachter Buchführung nach Artikel 957 Absatz 2 des Obligationen-

rechts: Aufstellungen über Einnahmen und Ausgaben, über die Vermögenslage
sowie über Privatentnahmen und -einlagen in der Steuerperiode.

§ 147 Absatz 3 

3Natürliche Personen mit Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit und juris-
tische Personen müssen Urkunden und sonstige Belege, die mit ihrer Tätigkeit in
Zusammenhang stehen, während zehn Jahren aufbewahren. Die Art und Weise der
Führung und der Aufbewahrung richtet sich nach den Artikeln 957–958 f. des Obli-
gationenrechts.

§ 150 Absatz 1d (neu) 

1Den Veranlagungsbehörden müssen für jede Steuerperiode eine Bescheinigung
einreichen:
d. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, die ihren Angestellten Mitarbeiterbeteili-

gungen einräumen, über alle für deren Veranlagung notwendigen Angaben.

Nr. 50 vom 17. Dezember 2016 3615



§ 161 Absatz 2 

2Die Einwohnergemeinde oder die Dienststelle Steuern des Kantons kann gegen
Veranlagungen bis spätestens 60 Tage nach Eröffnung an die steuerpflichtige Person
bei der zuständigen Veranlagungsbehörde Einsprache erheben.

§ 164 Absatz 2 

2Das Beschwerderecht steht auch der Einwohnergemeinde oder der Dienststelle
Steuern des Kantons zu, wenn sie zuvor gestützt auf § 161 Absatz 2 Einsprache
 erhoben hat.

§ 181 

wird aufgehoben.

§ 200 Absatz 3 (neu)

3Soweit dieses Gesetz nichts Abweichendes regelt, sind für den Erlass die Artikel
167–167e des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer4 sinngemäss  anzu -
wenden. 

§ 210 Absätze 1 und 2 

1Die Strafverfolgung verjährt drei Jahre nach dem rechtskräftigen Abschluss des
Verfahrens, in dem die Verfahrenspflichten verletzt wurden.
2Die Verjährung tritt nicht mehr ein, wenn die zuständige Behörde vor Ablauf der
Verjährungsfrist eine Verfügung erlassen hat.

§ 223 Absätze 2 und 3 

2Die Strafverfolgung wegen versuchter Steuerhinterziehung verjährt sechs Jahre
nach dem rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens, in dem versucht wurde, die
Steuern zu hinterziehen.
3Die Verjährung tritt nicht mehr ein, wenn die zuständige Behörde vor Ablauf der
Verjährungsfrist eine Verfügung erlassen hat.

§ 225 Absatz 1 

1Wer zum Zweck der Steuerhinterziehung gefälschte, verfälschte oder inhaltlich un-
wahre Urkunden zur Täuschung gebraucht oder als zum Steuerabzug an der Quelle
verpflichtete Person abgezogene Steuern zu ihrem oder einer anderen Person Nut-
zen verwendet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.
Eine bedingte Strafe kann mit einer Busse bis zu 10 000 Franken verbunden werden.
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§ 226 Absatz 1 

1Wer zum Steuerabzug an der Quelle verpflichtet ist und abgezogene Steuern zu
 eigenem oder zu einer anderen Person Nutzen verwendet, wird mit Freiheitsstrafe
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. Eine bedingte Strafe kann mit einer
 Busse bis zu 10 000 Franken verbunden werden.

§ 229 Verjährung der Strafverfolgung 

1Die Strafverfolgung der Steuervergehen verjährt nach Ablauf von 15 Jahren, seit
der Täter oder die Täterin die letzte strafbare Tätigkeit ausgeführt hat.
2Die Verjährung tritt nicht mehr ein, wenn vor Ablauf der Verjährungsfrist ein erst -
instanzliches Urteil ergangen ist.

§ 239 Absatz 2 

wird aufgehoben.

§ 258b (neu)

Anpassung des Steuerstrafrechts an die Allgemeinen Bestimmungen 

des StGB

Für die Beurteilung von Straftaten, die in Steuerperioden vor Inkrafttreten des
 Bundesgesetzes über eine Anpassung des DBG und des StHG an die Allgemeinen
Bestimmungen des StGB vom 26. September 20145 begangen wurden, ist das neue
Recht anwendbar, sofern dieses milder ist als das in jenen Steuerperioden geltende
Recht.

Zwischentitel vor § 259a

4.3.8 Besteuerung nach dem Aufwand

§ 259a (neu) 

Für natürliche Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes
über die Besteuerung nach dem Aufwand vom 28. September 20126 nach dem Auf-
wand besteuert wurden, gilt während fünf Jahren weiterhin § 21 Absätze 1, 2 und 6
des bisherigen Rechts.

Nr. 50 vom 17. Dezember 2016 3617

5 AS 2015 779
6 AS 2013 779



II.

Folgende Erlasse werden im Zusammenhang mit der Änderung des Steuergesetzes
vom 22. November 1999 geändert: 

a. Gesetz betreffend die Erbschaftssteuern

Das Gesetz betreffend die Erbschaftssteuern vom 27. Mai 19087 wird wie folgt
 geändert:

§ 2 Unterabsatz a 

Die Erbschaftssteuern werden berechnet:
a. von dem im Kanton befindlichen liegenden sowie dem gesamten fahrenden Ver-

mögen des Erblassers, wenn derselbe im Kanton seinen Wohnsitz hatte oder der
Erbgang im Kanton eröffnet wurde;

§ 11 Absatz 1e 

1Von der Entrichtung der Erbschaftssteuer sind befreit:
e. Erbteile, Vermächtnisse und Schenkungen an den Ehegatten, an den eingetra-

genen Partner sowie an den Lebenspartner, sofern dieser mit der verstorbenen
Person während mindestens zwei Jahren in einer eheähnlichen Beziehung zu-
sammengelebt hat.

§ 15 Absatz 1

1Die Erbschaftssteuer veranlagt die Gemeinde
a. im Falle von § 2 Absatz 1a am letzten Wohnsitz des Erblassers oder am Ort, an

dem der Erbgang im Kanton eröffnet wurde,
b. im Falle von § 2 Absatz 1b am Ort der gelegenen Sache,
c. im Falle von § 2 Absatz 1c am letzten luzernischen Wohnsitz des Erblassers oder,

wenn dieser im Kanton Luzern keinen Wohnsitz hatte, an seinem luzernischen
Heimatort.
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b. Gesetz über die Handänderungssteuer 

Das Gesetz über die Handänderungssteuer vom 28. Juni 19838 wird wie folgt
 geändert:

§ 3 Ziffern 2 und 3 

Steuerfreie Handänderungen sind:
2. Rechtsgeschäfte zwischen Ehegatten, auch als Folge der güterrechtlichen Aus-

einandersetzung, zwischen eingetragenen Partnern, zwischen Lebenspartnern,
die während mindestens zwei Jahren in einer eheähnlichen Beziehung zusam-
mengelebt haben, sowie zwischen Verwandten in auf- und absteigender Linie
einschliesslich ihrer Partner (Ehegatten, eingetragene Partner oder  Lebens -
partner),

3. der Erbgang (Erbfolge, Erbteilung, Vermächtnis),

III.

Die Änderung tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. Sie unterliegt dem fakultativen
 Referendum.

Luzern, 12. Dezember 2016

Im Namen des Kantonsrates
Der Präsident: Andreas Hofer 
Der Staatsschreiber: Lukas Gresch-Brunner
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